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Zu Taiwans neuer

Wiedervereinigungspolitik: 

"Ein chinesischer Staat, 

zwei politische Gebilde"

1 Ende der "Periode der Mobil­

machung zur Niederwerfung der 

(kommunistischen) Rebellion"

Präsident Li Denghui (Lee Teng-hui) 

hat am SOApril 1991 offiziell die Be­

endigung der "Periode der Mobilma­

chung zur Niederwerfung der (kom­

munistischen) Rebellion" (kanluan shi- 

qi) ab l.Mai erklärt.

Kurz nach dem Zweiten Weltkrieg war 

der Bürgerkrieg zwischen der Regie­

rung der Guomindang (Kuomintang, 

GMD) und der KPCh, der 1927 be­

gonnen hatte und 1937-1945 infolge 

des gemeinsamen Widerstandskampfes 

gegen Japan unterbrochen war, wie­

deraufgeflammt. Am 4Juli 1947 gab 

die GMD-Regierung in Nanjing (Nan­

king) offiziell die Mobilmachung be­

kannt, die auch nach dem Rückzug der 

GMD-Regierung 1949 auf Taiwan wei­

ter aufrechterhalten wurde.

Am 18.April 1948 verabschiedete die 

Nationalversammlung die "provisori­

schen Artikel während der Periode der 

Mobilmachung zur Niederwerfung der 

(kommunistischen) Rebellion", die ei­

nige wichtige Bestimmungen der Ver­

fassung von 1947 suspendierten und 

dem Staatspräsidenten Befugnisse zur 

Notverordnung praktisch ohne paria­

mantarische Kontrolle einräumen. Die 

quasidiktatorische Macht des Präsiden­

ten wurde durch mehrmalige Ergän­

zungen der provisorischen Verfas­

sungsartikel in Taiwan noch erweitert.

Am 22April dJ. hob die Nationalver­

sammlung die "Provisorischen Artikel 

während der Periode zur Niederwer­

fung der (kommunistischen) Rebel­

lion" auf und verabschiedete statt des­

sen die "Ergänzenden Änderungsarti- 

kel der Verfassung der Republik Chi­

na" für die Zeit vor der staatlichen 

Vereinigung. Die Aufhebung der alten 

und das Inkrafttreten der neuen Arti­

kel beginnt wie die Beendigung der 

Periode der Mobilmachung zur Nie­

derwerfung der (kommunistischen) 

Rebellion nach der offiziellen Be­

kanntgabe durch den Präsidenten am 

l.Mai 1991. Damit wurden Zeichen ge­

setzt für den Verzicht Taiwans auf mi­

litärische Rückeroberung des chinesi­

schen Festlandes und die Öffnung für 

die friedliche Vereinigung Chinas.

Auf der Pressekonferenz vom 30. April 

1991 hat Präsident Li Denghui das chi­

nesische Festland unter kommunisti­

scher Herrschaft als ein "politisches 

Gebilde" (zhengzhi shiti) anerkannt. 

Bezeichnungen wie "rebellische Orga­

nisationen" sollen in Taiwan durch 

"Behörden des (chinesischen) Fest­

lands" oder "chinesische kommunisti­

sche Behörden" ersetzt werden. Li 

Denghui appellierte an beide Seiten 

der Taiwan-Straße, gemäß den Prinzi­

pien Frieden, Vernunft, Gleichberech­

tigung und gegenseitiger Begünstigung 

aktiv an der Entstehung einer neuen 

Epoche für das chinesische Volk mit­

zuwirken. Er bekräftigte, daß seine 

Regierung beschlossen habe, die staat­

liche Vereinigung nicht mittels militä­

rischer Kraft zu suchen, und er hoffe 

darauf, daß das kommunistische Re­

gime ebenfalls auf die Gewaltanwen­

dung gegen Taiwan und auf die Isolie­

rung Taiwans in der internationalen 

Gesellschaft verzichten werde.1

April 1991

2 Wiedervereinigung in drei Etappen

Bereits vor der Bekanntgabe der Be­

endigung der knapp 44 Jahre langen 

Periode der Mobilmachung hatte Prä­

sident Li Denghui am ö.März dJ. ein 

vom Komitee für Nationale Vereini­

gung im Februar beschlossenes Pro­

gramm zur nationalen Vereinigung mit 

dem Ziel der Gründung eines chine-si- 

schen Staates mit mehr Demokratie, 

Freiheit und Wohlstand für alle gebil­

ligt.2

Das Programm sieht zur Verwirkli­

chung der chinesischen Wiedervereini­

gung drei Etappen vor. Kurzfristig sol­

len beide Seiten durch Kontakte die 

Verständigung fördern und auf der Ba­

sis des gegenseitigen Vorteils die 

Feindseligkeiten aufweichen. Aller­

dings beschränken sich die Kontakte in 

der ersten Etappe auf die inoffizielle 

Ebene. Um die Kontakte der Zivilbe­

völkerung zu erweitern, sollen alle Ein­

schränkungen schrittweise gelockert, 

Ordnungen und Regelungen für den 

Umgang zwischen beiden Seiten aufge­

stellt und halbamtliche Betreuungsor­

ganisationen zur Wahrung der Interes­

sen der Bevölkerung beider Seiten ein­

gerichtet werden. Was die offiziellen 

Beziehungen in der ersten Etappe zur 

Vereinigung anbetrifft, wird in dem 

Programm gefordert, daß beide Seiten 

einander als ein "politisches Gebilde" 

anerkennen und daß die Sicherheit und 

Stabilität der anderen Seite nicht ge­

fährdet werde. Gemäß dem Prinzip 

nur eines chinesischen Staates sollen 

beide Seiten alle Konflikte auf fried­

lichem Wege lösen und sich einander 

in der internationalen Gesellschaft re­

spektieren und nicht gegenseitig ver­

drängen. Ferner sollen, um das Ziel 

der staatlichen Vereinigung zu errei­

chen und das Volkswohl auf beiden 

Seiten der Taiwan-Straße zu fördern, 

auf dem chinesischen Festland tatkräf­

tige Wirtschaftsreformen durchgeführt 

und Meinungsfreiheit, Demokratie und 

Gesetzesherrschaft schrittweise einge­

führt werden; in Taiwan sollen die 

Verfassungsreform beschleunigt, der 

Wirtschaftsaufbau vorangetrieben und 

eine Wohlstandsgesellschaft errichtet 

werden.

Mittelfristig, d.h. in der zweiten Etap­

pe, sollen ofizielle und gleichberechtig­

te Kontakte zwischen beiden Seiten 



CHINA aktuell -234- April 1991

aufgenommen werden. Dies schließt 

direkte Post-, Verkehrs- und Handels­

verbindungen sowie gegenseitige Be­

suche auf hoher Ebene ein. Außenpoli­

tisch sollen sich beide Seiten auf der 

Basis von Konsultationen und Zusam­

menarbeit an internationalen Organi­

sationen und Aktivitäten beteiligen. 

Die südöstliche Küstenregion des chi­

nesischen Festlandes soll gemeinsam 

wirtschaftlich entwickelt werden, was 

schrittweise auch auf andere Gebiete 

ausgedehnt werden soll, um den unter­

schiedlichen Lebensstandard beider 

Systeme anzugleichen.

Langfristig, in der dritten Etappe, sol­

len beide Seiten eine Konsultations­

organisation gründen, die entspre­

chend den Wünschen der Bevölkerung 

beider Seiten und gemäß den Prinzi­

pien politischer Demokratie, freier 

Wirtschaft, sozialer Gerechtigkeit und 

staatlicher Kontrolle der Streitkräfte 

über die große Aufgabe der Vereini­

gung des Landes berät und eine Ver­

fassung zur Gründung eines chinesi­

schen Reiches in Demokratie und 

Freiheit und Wohlstand für alle ausar­

beitet.

Einen genauen Zeitplan für die chine­

sische Wiedervereinigung sowie für die 

einzelnen Etappen sieht das Programm 

nicht vor. Die erste Etappe hat prak­

tisch jedoch schon längst begonnen. 

Den Anfang machte Beijing zu Beginn 

des Jahres 1979 mit einem Friedensan­

gebot an Taiwan. Das Ständige Komi­

tee des Nationalen Volkskongresses in 

Beijing schlug damals in einer Neu- 

jahrsbotschaft an die Landsleute (tong- 

pao) in Taiwan eine friedliche Vereini­

gung Chinas vor. Bei einer solchen 

Wiedervereinigung, so hieß es, werde 

Beijing den Status quo Taiwans be­

rücksichtigen, die Meinungen aller Ge­

sellschaftskreise Taiwans respektieren, 

eine gerechte Politik betreiben und 

Maßnahmen treffen, damit die Bevöl­

kerung Taiwans nicht benachteiligt 

werde. Zugleich wurde der Beschuß 

der von Taiwan kontrollierten Front­

inseln Jinmen (Kinmen, Quemoy) vor 

der Küste der Provinz Fujian einge­

stellt. Die Truppen im Gebiet von Fu­

jian wurden ebenfalls reduziert. Die 

Zivile Luftfahrtbehörde und das Post­

ministerium in Beijing forderten Tai­

wan auf, Verkehrs- und Postverbin­

dungen zwischen beiden Seiten einzu­

richten; das chinesiche Außenhan­

delsministerium bot Taiwan die Auf­

nahme direkter Handelsbeziehungen 

an. Auch von den für Wissenschaft und 

Kultur zuständigen Stellen wurden ei­

ne Reihe von Vorschlägen für Aus­

tausch und Zusammenarbeit von Wis­

senschaftlern, Sportlern und Künstlern 

gemacht. Deng Xiaoping äußerte ge­

genüber amerikanischen und japani­

schen Abgeordneten, Taiwan dürfe 

nach einer Vereinigung mit China sei­

ne Autonomie mit eigenem politischen 

und wirtschaftlichen System beibehal­

ten. Außerdem könne Taiwan auch ei­

ne eigene Armee unterhalten. Die ein­

zige Bedigung Beijings sei, daß Taiwan 

die Bezeichnung "Republik China" auf­

geben und Beijing als Staatshauptstadt 

anerkennen müsse.3

Die Richtlinien der Beijinger Taiwan- 

Politik wurden noch am 3O.September 

1981 von Marschall Ye Jianying, dem 

damaligen Vorsitzenden des Ständigen 

Ausschusses des Nationalen Volkskon­

gresses der VR China in einem Inter­

view für die chinesische amtliche Pres­

seagentur Xinhua (Neues China) zu­

sammenfassend dargestellt. Dabei 

machte er erneut die Vorschläge zur 

Aufnahme der Handels-, Post- und 

Verkehrsverb Ladungen, zur Öffnung 

für gegenseitige Besuche von Ver­

wandten und Touristen sowie zum 

Austausch beider Seiten in wissen­

schaftlichen, kulturellen und sportli­

chen Bereichen, die später auch in der 

stichwortartigen Abkürzungsform san- 

tong siliu (drei Arten von Verbindun­

gen und vier Arten des Austausches) 

bekanntgeworden sind. Er wiederholte 

das oben bereits genannte Verspre­

chen Deng Xiaopings, Taiwan nach ei­

nem Wiederanschluß an China inso­

weit Autonomie zu gewähren, als es 

eigene Streitkräfte, sein gegenwärtiges 

Gesellschafts- und Wirtschaftssystem 

sowie seine Lebensform beibehalten 

dürfe. Ergänzend fügte er hinzu, daß 

auch nach dem Zusammenschluß bei­

der Seiten die wirtschaftlichen und kul­

turellen Beziehungen Taiwans mit dem 

Ausland unverändert und die Eigen­

tumsrechte sowie das rechtmäßige 

Erbrecht auf Privateigentum, Häuser, 

Grund und Boden, Betriebe und die 

ausländischen Kapitalanlagen unange­

tastet bleiben sollen.

Darüber hinaus hat Ye in dem Inter­

view auch einige neue Vorschläge ge­

macht, so die Beteiligung der Vertreter 

Taiwans an der Staatsführung, das 

Niederlassungsrecht und Freizügigkeit 

für alle Bürger Taiwans auf dem chi­

nesischen Festland und die Investi­

tionsmöglichkeit für taiwanesische Un­

ternehmer auf dem chinesischen Fest­

land mit Garantie ihrer legitimen 

Rechte, Interessen und Profite. Er 

sprach sogar von Finanzhilfe für Tai­

wan im Notfall und forderte die KPCh 

und die GMD dazu auf, auf der 

Grundlage der Gleichberechtigung 

Gespräche miteinander zu führen, um 

eine dritte Zusammenarbeit beider 

Parteien in die Wege zu leiten und "so 

gemeinsam zur großen Sache der Wie­

dervereinigung des Vaterlandes beizu­

tragen". "Beide Seiten können einen 

Meinungsaustausch zuerst über Kon­

taktpersonen aufnehmen", meinte er.4

Nach Abschluß der sino-britischen 

Gemeinsamen Erklärung von 1984 

über Hongkong, die eine Umwandlung 

der britischen Kolonie 1997 in eine 

chinesische Sonderverwaltungsregion 

unter Aufrechterhaltung des gegenwär­

tigen kapitalistischen Gesellschafts­

systems für 50 Jahre vorsieht, bot Bei­

jings Führung Taiwan die gleiche Lö­

sung nach dem von Deng Xiaoping 

formulierten Motto "Ein Staat, zwei 

Systeme" (yiguo liangzhi) an.5

Das Friedensangebot Beijings stieß 

zunächst auf harte Ablehnung Taipeis 

mit der Formulierung der Drei Nein 

(sanbu): Nein zum Kontakt, Nein zu 

Verhandlungen und Nein zum Kom­

promiß (bu jiechu, bu tanpan, bu tuo- 

xie). Bis Mitte der 80er Jahre waren 

Reisen nach und Handel mit dem chi­

nesischen Festland streng verboten. 

Nachdem die "illegalen" Reisen und 

Geschäfte aufgrund der ständigen Zu­

nahme nicht mehr zu kontrollieren wa­

ren, ging die Regierung dazu über, ein 

Auge zuzudrücken; dann wurden 1985- 

86 "indirekter" Handel mit dem chine­

sischen Festland und 1987 auch Reisen 

nach drüben über Drittorte (haupt­

sächlich Hongkong) offiziell erlaubt. 

Die Einschränkungen bei sogenannten 

"indirekten" und "inoffiziellen" Kontak­

ten auf diesen und anderen Gebieten 

wie Postverbindung und Kulturaus­

tausch sind inzwischen ständig weiter 

reduziert worden, so daß die Drei- 

Nein-Politik praktisch nur noch forma­

le Bedeutung hat. Vor kurzem haben 

2.503 taiwanesische Unternehmen 

nach Aufforderung durch die Regie­

rung Investitionen auf dem chinesi­

schen Festland mit einem Gesamtvo­

lumen von 660 Mio.USS offiziell an­
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gemeldet. Ursprünglich war das Vo­

lumen auf 2-3 Mrd.USS geschätzt wor­

den.6 Wahrscheinlich haben viele 

Firmen noch nicht den Mut, ihre Inve­

stitionen auf dem Festland oder deren 

Gesamtsumme bei den Behören offen 

anzugeben. Laut Angaben der Beijing 

nahestehenden Hongkonger Zeitung 

Dagongbao haben bislang rechnerisch 

über zwei Millionen taiwanesische 

Bürger das chinesische Festland be­

sucht, und die taiwanesischen Investi­

tionen auf dem Festland erreichten ei­

ne Höhe von 1,6 Mrd.USS.7

Die Kehrtwendung in Taipeis China­

politik kam am 2O.Mai 1990, als Li 

Denghui in der Rede anläßlich seines 

zweiten Amtsantritts als Präsident den 

chinesischen Kommunisten gleichbe­

rechtigte Verhandlungen zunächst 

über kulturellen Austausch und Han­

del und danach auch über die staat­

liche Vereinigung anbot. Allerdings 

verknüpfte er dieses Angebot mit den 

Bedingungen, daß auf dem chinesi­

schen Festland Demokratie und freie 

Marktwirtschaft eingeführt werden und 

daß die chinesischen Kommunisten auf 

Waffenanwendung gegen Taiwan ver­

zichten sowie Taiwans Beziehungen 

zum Ausland nicht stören. Schon vor 

seinem neuen Amtsantritt hatte er in­

offiziell die Ideen duideng tanpan 

(gleichberechtigte Verhandlungen) 

und yiguo liangfu (ein Staat, zwei Re­

gierungen) in Gesprächen mit einigen 

Abgeordneten sowie in den Medien 

verbreitet.

Um die Entwicklung der chinesisch­

chinesischen Beziehungen zwischen 

beiden Seiten der Taiwan-Straße zu 

fördern, gründete Taipei im Oktober 

1990 das oben erwähnte Komitee für 

Nationale Vereinigung als ein Bera­

tungsorgan des Präsidenten und im 

November 1990 innerhalb des Exeku­

tivorgans (Kabinett) das Komitee für 

das (chinesische) Festland als ein neu­

es Organ für Entwurf, Planung und 

Ausführung der Politik gegenüber dem 

Festland. Da offiziell die Drei-Nein- 

Politik noch nicht aufgehoben ist, wur­

de zugleich eine halbamtliche Organi­

sation mit dem Namen Haixia Jiaoliu 

Jijinhui (HJJ, Stiftung für den Aus­

tausch beider Seiten der Taiwan-Stra­

ße) eingerichtet, die sich im Auftrag 

der Regierung den praktischen Aufga­

ben im Rahmen des Verkehrs mit dem 

chinesischen Festland widmen soll.

Solange Beijing Taipei nur als eine lo­

kale Regierung ansieht, will letzteres 

verständlicherweise keinen offiziellen 

Kontakt mit der anderen Seite auf­

nehmen. Aber die Ablehnung des di­

rekten Post-, Reise- und Handelsver­

kehrs mit dem chinesischen Festland 

stößt auf breiten Unwillen in der eige­

nen Bevölkerung. An dieser Politik 

kann auch deshalb nicht mehr allzu 

lange festgehalten werden, weil die bri­

tische Kronkolonie Hongkong als der 

wichtigste Transitort im "indirekten" 

Verkehr zwischen beiden Seiten der 

Taiwan-Straße ab 1997 fortfällt. Daher 

dürfe die in Taipeis Programm zur na­

tionalen Vereinigung vorgesehene er­

ste Etappe zur Vereinigung Chinas 

höchstens bis 1997 dauern, danach 

müsse die zweite Etappe mit den drei 

direkten Verbindungen zwangsläufig 

eingeleitet werden.8 Zwar gibt es er­

neut Spekulationen, daß Taipei in Zu­

kunft Hongkong durch Singapur als 

neue Drehscheibe für den Transithan­

del zwischen beiden Seiten der Tai­

wan-Straße ersetzen wolle,9 im Hin­

blick auf die geographischen Bedin­

gungen scheint dieser Gedanke jedoch 

eher unrealistisch.

3 Beijings Reaktion auf Taiwans 

neue Politik zur chinesischen Ver­

einigung

Als eine erste hochrangige offizielle 

Reaktion Beijings auf Taiwans neue 

Politik zur chinesischen Vereinigung 

erklärte Ministerpräsident Li Peng am 

25.März 1991 in seinem "Bericht über 

den Grundriß für das Zehnjahrespro­

gramm und den S.Fünfjahresplan für 

volkswirtschaftliche und gesellschaft­

liche Entwicklung" auf der 4„Tagung 

des 7.Nationalen Volkskongresses:

"In der jüngsten Zeit haben sich die 

Taiwan-Behörden mehrmals zur staat­

lichen Vereinigung geäußert und sich 

bereit erklärt, bestimmte Maßnahmen 

zu ergreifen, die objektiv zur Beendi­

gung der Feindseligkeiten zwischen 

beiden Seiten der Taiwan-Straße und 

zur Entwicklung der Beziehungen bei­

der Seiten beitragen werden. Das be­

grüßen wir."

Zugleich verwies er aber auf Taipeis 

unveränderten Standpunkt "ein Staat, 

zwei Regierungen", die Fortsetzung 

der "flexiblen Diplomatie" (Akzeptie­

rung zweier chinesischer Vertretun­

gen), die Verhinderung der direkten 

Verbindungen (Post-, Reise- und 

Handelsverkehr) sowie Beschränkung 

des gleichberechtigten Verkehrs beider 

Seiten (Einreiseverbot für Kommuni­

sten nach Taiwan und Importbe­

schränkungen für Handelswaren des 

chinesischen Festlands).

"Wir hoffen, daß die Taiwan-Behörden 

weiterhin tatsächlich konkrete Beiträge 

zu den drei direkten Verbindungen, 

dem gegenseitigen Austausch und der 

Vereinigung des Landes leisten. Die 

Kommunistische Partei Chinas hat 

längst ihre Bereitschaft erklärt, auf 

gleichberechtigter Basis mit der Guo- 

mindang so früh wie möglich Verhand­

lungen aufzunehmen. Man kann zuerst 

über die Vereinigung des Landes spre­

chen, kann aber auch die Diskussion 

über die wichtigen Probleme in den 

Beziehungen zwischen beiden Seiten 

der Taiwan-Straße einschließlich der 

die Taiwan-Behörden interessierenden 

Fragen vorziehen."10

In Taiwan wurde Li Pengs Rede als ei­

ne positive Reaktion auf Taipeis Pro­

gramm zur nationalen Vereinigung 

gewertet.11 Am 28April 1991, zwei 

Tage vor Li Denghuis Ankündigung 

der Beendigung der Periode der Mo­

bilmachung zur Niederwerfung der 

(kommunistischen) Rebellion, traf eine 

15köpfige Delegation der oben bereits 

erwähnten HJJ unter der Leitung von 

Chen Changwen, Generalsekretär der 

halbamtlichen Stiftung, zu einem 7tä- 

gigen Besuch in Beijing ein. Vor der 

Reise hatte es Gespräche zwischen der 

Delegation und Ministerpräsident Hao 

Bocun (Hau Pei-tsun) gegeben. In Bei­

jing wurde die Delegation vom Büro 

für Taiwanesische Angelegenheiten 

unter dem Staatsrat, vom Ministerium 

für Außenwirtschaftliche Beziehungen 

und Handel, vom Ministerium für Kul­

tur sowie vom Nationalen Fremden­

verkehrsamt empfangen. Man be­

zeichnete die Reise als ein historisches 

Ereignis oder als offiziellen Auftakt 

der ersten Etappe des Programms zur 

nationalen Vereinigung,12 denn davor 

hatte es lediglich Kontakt zwischen den 

Rot-Kreuz- sowie Handelsorganisatio­

nen beider Seiten gegeben.

Bei den Treffen mit der HJJ-Delega- 

tion beharrte Beijing anfänglich noch 

auf seinem harten Standpunkt, gab 

aber auch eine gewisse Kompromißbe-
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reitschaft zu erkennen. So wiederholte 

z.B. der Stellvertretende Direktor des 

Büros für Taiwanesische Angelegen­

heiten, Tang Shubei, am 29 April im 

Gespräch mit dem taiwanesischen De­

legationsleiter Chen Changwen u.a. die 

Grundsätze Beijings, daß Taiwan ein 

unveräußerlicher Teil des chinesischen 

Territoriums sei und daß sämtliche 

Formulierungen wie "Zwei-China", 

"Ein China, ein Taiwan", "Ein Staat, 

zwei Regierungen" oder ähnlich sowie 

Aktivitäten in dieser Richtung abzu­

lehnen seien.13 Am 3.Mai 1991 betonte 

der Direktor desselben Büros, Wang 

Zhaoguo, gegenüber Chen: "Taiwan 

und das Festland sind alle ein Teil 

Chinas." Damit werden, wie im Taipei- 

er Programm zur nationalen Vereini­

gung formuliert, beide Seiten als 

gleichberechtigt betrachtet. Aus offi­

ziellen Kreisen in Beijing wurde die 

sprachliche Umformulierung als eine 

Erwiderung auf Taiwans Beendigung 

der Periode der Mobilmachung be­

zeichnet. Außerdem soll Bejing noch 

die Konzession gemacht haben, in Zu­

kunft die von Taiwan aufgestellte For­

mel "Ein Staat, zwei Regionen" hin­

sichtlich der Beziehungen zwischen 

beiden Seiten der Taiwan-Straße still­

schweigend zu akzeptieren und gege­

benenfalls Äußerungen von einer Waf­

fenanwendung gegen Taiwan zur chi­

nesischen Wiedervereinigung mög­

lichst zu vermeiden.14 Auch Vizemini­

sterpräsident Wu Xueqian empfing am 

4.Mai die taiwanesische HJJ-Delega- 

tion und erwähnte dabei, daß Beijing 

zu gegebener Zeit auf Taiwans Been­

digung der Periode der Mobilmachung 

reagieren werde.15
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Der Prozeß der chinesischen Vereini­

gung wurde nun von beiden Seiten der 

Taiwan-Straße in Bewegung gesetzt, 

aber beide Seiten haben immer noch 

stark unterschiedliche Vorstellungen 

von einem vereinigten chinesischen 

Staat. Während Beijing nach dem Mot­

to "ein Staat, zwei Systeme" Taiwan 

ebenso wie Hongkong und Macau 

möglichst schnell in eine Sonderver­

waltungszone der VR China umwan­

deln möchte, zielt Taipei mit seinem 

Programm zur nationalen Vereinigung 

langfristig darauf ab, einen demokrati­

schen, freiheitlichen und marktwirt­

schaftlich orientierten, d.h. also nicht­

kommunistischen chinesischen Staat, 

aufzubauen. Kurz- und mittelfristig 

möchte es gemäß dem Prinzip "Ein 

Staat, zwei Regionen" oder "Ein Staat, 

zwei politische Gebilde" nur den Status 

quo aufrechterhalten.




